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UNO Organisation der Vereinten Nationen
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BERICHT
DATUM: 07.06.2016
AMANDO AMMANN

BERICHT
DATUM: 24.02.2016
DAVID ZUMBACH

Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

In Erfillung eines Postulats Feller (fdp, VD) prasentierte der Bundesrat im November
2014 den Bericht zur Beriicksichtigung staatlicher Beihilfen durch Drittlander bei
internationalen Verhandlungen iiber die Unternehmensbesteuerung. Zur Bewertung
der gegenwartigen Situation wurde im Bericht ein Vergleich der Steuersysteme einer
reprasentativen Auswahl an Staaten vorgenommen. Der Bericht kam zum Schluss, dass
alle analysierten Staaten nicht-fiskalische staatliche Beihilfen an Unternehmen leisten
wirden. Weil die EU derartige Beihilfen an konkrete Voraussetzungen kntipfe und diese
von der EU-Kommission Uberwacht wurden, konnte man fir die untersuchten EU-
Staaten auch den finanziellen Umfang der Unterstitzungen ermitteln. Fir alle anderen
im Vergleich enthaltenen Staaten wurden nur qualitative Beschreibungen verfasst.
Inwiefern derartige Massnahmen wettbewerbsverzerrend wirkten, kénne nur fir
individuelle Forderinstrumente bestimmt werden, daher habe man von einer
generalisierenden Einschatzung abgesehen, erklarte der Bundesrat. Steuerfragen
verhandle die Schweiz auf internationaler Ebene sowohl bilateral mit Einzelstaaten oder
der EU als auch multilateral mit der OECD oder der UNO. Bei praferenziellen
Steuerregimen - die also niedrigere Gewinnsteuerbelastungen durch fiskalische
Beihilfen wie Lizenzboxen gewéhrten - werde jeweils im Einzelfall geprift, ob die
angewandten Praktiken den schweizerischen Interessen schaden wirden.

Aufgrund der Publikation des Berichts erachtete der Bundesrat die Forderung als erfullt
und beantragte die Abschreibung des Postulats sowie der thematisch verwandten
Vorstdosse - namentlich der Motion Feller (fdp, VD; Mo. 13.3065) und des Postulats
Fournier (cvp, VS; Po. 12.4204). Diesem Anliegen kam der Nationalrat in der
Sommersession 2016 nach. '

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Strukturpolitik

Im Februar 2016 genehmigte der Bundesrat einen Bericht zum Umsetzungsstand der
Massnahmen im Bereich der Regulierungskosten, der auf ein Postulat Féhn (svp, S7)
zurlickging und die Anliegen einer Motion Fournier (cvp, VS) mitbehandelte. Im Bericht
konstatierte der Bundesrat, dass man bei der Umsetzung der 2013 vorgeschlagenen
Massnahmen zur Senkung von Regulierungskosten "auf gutem Weg" sei. Zudem ging er
davon aus, dass zwei Drittel der Massnahmen bis Ende 2016 umgesetzt sein wurden.
Einzig im Zollbereich und dem Rechnungslegungs- und Revisionsrecht sei eine schnelle
Umsetzung nicht moglich. Bei den E-Government-Projekten handle es sich um
langfristige IT-Projekte, deren Umsetzung Zeit und Ressourcen in Anspruch ndhmen.
Die Abschaffung der Buchwertkonsolidierung ihrerseits sei in der Vernehmlassung zum
Vorentwurf zur Aktienrechtsrevision deutlich abgelehnt worden, was den Bundesrat
dazu bewogen hatte, bei geltendem Recht zu bleiben. Eine rasche Umsetzung, wie sie
Standerat Fohn gefordert hatte, erachtete der Bundesrat gleichwohl mehrheitlich als
gegeben. In Bezug auf den Vorstoss von Standerat Fournier wies der Bundesrat darauf
hin, dass er sich einsetzen werde, die in seiner Kompetenz liegenden Massnahmen
schnellstméglich umzusetzen. Er wolle aber nicht, so der Bundesrat weiter, die
foderalistischen Kompetenzen neu definieren, um die Verwirklichung rein kantonaler
Massnahmen wie z.B. in der Berufsbildung zu beschleunigen. ?
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BERICHT
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MARLENE GERBER

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Bodenrecht

In seinem Bericht Uber Motionen und Postulate der gesetzgebenden Rate beantragte
der Bundesrat dem Parlament, die Postulate Fournier (cvp, VS) und Vogler (csp, OW)
aufgrund der beiden im Vorjahr erstellten externen Studien zu den Auswirkungen der
Zweitwohnungsinitiative sowie aufgrund des Berichts Uber die strukturelle Situation
des Schweizer Tourismus und die kinftige Tourismusstrategie des Bundesrates als
erledigt abzuschreiben. Ein Impulsprogramm 2016-2019 soll auch negative
Auswirkungen des durch die Zweitwohnungsinitiative akzenuierten Strukturwandels im
Tourismussektor abfangen. *

1) Bericht des Bundesrats vom 12.11.14.
2) Medienmitteilung Bundesrat vom 24.2.16
3) BBI 2014, S. 3069 ff.
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